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E inmal mehr hat das 
 Tessin vorgespurt: Seit 
letzter Woche dürfen in 

Clubs nur noch maximal 100 
Personen miteinander feiern. 
Schweizweit liegt die Grenze 
 aktuell bei 300 Menschen, die 
Kantone können aber eigene 
Regelungen verabschieden.

Gestern sind die Kantone  
Solothurn, Aargau und beide 
Basel dem Tessin  gefolgt. Auch 
die Berner Regierung diskutiert 
inzwischen entsprechende  
Pläne. Die Begründung ist uni-
sono dieselbe: Weniger Tanz-
wütige im Club bedeuten für 
den Fall einer Corona-Infektion 
weniger Kontakte, die die 
 Contact Tracer informieren und 
allenfalls in Quarantäne schi-
cken müssen.

Und Zürich? Der Ausgeh-
Hotspot der Schweiz hat Ende 
Juni den ersten Superspreader-
Fall verzeichnet. Die einzige Ver-
schärfung ist Stand Donnerstag 
aber, dass eine ID-Pflicht für die 
Nachtclubs eingeführt wurde – 
nachdem zu viele «Donald 
Ducks» den Contact Tracern das 
Leben schwer gemacht hatten.

Nach dem Superspreader-
Wochenende hatte Gesund-
heitsdirektorin Natalie Rickli 
(43) noch mit allfälligen 
Clubschliessungen gedroht. 
Doch nun sind nicht mal Perso-
nenbeschränkungen geplant. 
Die Gesundheitsdirektion ver-
weist auf den Gesamtregie-
rungsrat, der das entscheiden 

müsse. Und dort bleibt die 
 Antwort vage: Die Situation 
werde eng beobachtet und lau-
fend beurteilt, so ein Sprecher 
der Zürcher Staatskanzlei. 
«Sollte diese Beurteilung dazu 
führen, dass weitergehende 
Massnahmen opportun sind, 
wird er diese beschliessen und 
umsetzen.» Mit anderen Wor-
ten: Superspreadern und Con-
tact-Tracing-Sorgen zum Trotz 
bleibt vorerst alles beim Alten.

Doch der Druck auf Rickli 
steigt – nicht nur wegen des 
 Vorspurens anderer Kantone. 
«Es wäre an der Zeit, auch in 
 Zürich die Personengrenze 
 runterzusetzen», sagt SP-Natio-
nalrätin Priska Seiler Graf (51) 
– denn das sei der bessere Weg 
als eine komplette Schliessung. 
«Schliesslich ist das Contact 
Tracing bereits jetzt offensicht-
lich überlastet.» Zudem kriti-
siert die Zürcherin, dass man 
trotz allem Nachverfolgen der 

Kontakte weiterhin nicht bele-
gen könne, wo sich die Men-
schen ansteckten. «Für weitere 
Massnahmen braucht es nun 
dringend eine zuverlässige Ent-
scheidungsgrundlage.» Wichtig 
sei daher, die Ressourcen 
 aufzustocken.

Gegen übereilte Zürcher Re-
gelungen spricht sich hingegen 
Grünen-Nationalrat Bastien 
 Girod (39) aus. «Es gilt jetzt ab-
zuwarten, ob die Clubs die Aus-
weispflicht umsetzen können», 
sagt er. Es sei aber die «letzte 
Chance». Wenn die Zahlen wei-
ter steigen, seien zusätzliche 
Massnahmen nötig.

Die Kantone mit den stren-
geren Regelungen haben inzwi-
schen andere Sorgen. In 
 Basel-Stadt etwa schlagen die 
Wirte wegen der 100er-Regel 
Alarm. «Für Clubs und 
grosse Bars in Basel 
bedeutet das faktisch 
ein Öffnungsverbot. 

Die Schweiz will nicht in Qua-
rantäne. Contact Tracer würden 
zum Teil «wüst beschimpft», 
wenn sie mögliche Infizierte 
aufspüren und diese in die eige-
nen vier Wände verbannen 
wollten. Das sagte die Berner 
Kantonsärztin Linda Nartey ges-
tern an einer Medienkonferenz 
der Corona-Fachleute. Dabei ist 
das Contact Tracing wichtig – 
mit diesem wollen die Kantone 
die Ansteckungsketten zurück-
verfolgen und so das Coronavi-
rus in Schach halten.

Prinzipiell laufe es zwar gut, 
so Nartey. Doch das Tracing lies-
se sich noch verbessern: Häufig 
gebe es Verzögerungen, weil 
Meldefristen nicht eingehalten 
würden oder Telefonnummern 
nicht da seien. Dadurch kämen 
mögliche Infizierte erst Tage 
später in Quarantäne.

Darum äusserte Nartey einen 
Wunsch an den Bund: Sie und 
ihre Kollegen hätten gern die 
Passagierlisten der Fluggesell-
schaften. Denn immerhin ein 
Viertel der Neuinfektionen sei 
aus dem Ausland importiert, 
wie Stefan Kuster, Leiter der Ab-
teilung beim Bundesamt für Ge-
sundheit (BAG), zugab.

Das BAG könnte die Passa-
gierlisten einfordern und an die 
Kantone weiterleiten. Doch Kus-
ter zögert. Er sicherte Nartey 
zwar zu, das Thema zu diskutie-
ren, doch noch seien viele Frage 
offen – insbesondere zum The-
ma Datenschutz.

Wer aus einem Risikoland – 
dazu zählt unter anderen Ser-
bien – einreist, muss seit Mon-
tag für zwei Wochen in Quaran-
täne. Kontrolliert wird das aber 
nicht. BAG-Kuster gab zu, dass 

die Umsetzung noch nicht per-
fekt funktioniere, und kündigte 
Verbesserungen an. So soll es 
Stichproben geben, zum Bei-
spiel anhand von Autokennzei-
chen. Aber: «Flächendeckende 
Kontrollen an den Landesgren-
zen wird es nicht geben.»

Doch das ist nicht das einzi-
ge Problem mit der Länderliste. 
Wer nach den Serbien-Ferien in 
Quarantäne muss, kriegt mögli-
cherweise keinen Lohn. Verbie-
ten können Arbeitgeber die Rei-
se nicht. Wer aber im vollen 
Wissen um die Gefahren reise 

und bei der Heimkehr in Qua-
rantäne müsse, habe vermutlich 
keinen Anspruch auf den Lohn, 
so Michael Schöll vom Bundes-
amt für Justiz. Schlussendlich 
dürften in dieser Frage aber die 
Gerichte entscheiden. 
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Interne Dokumente zu Berufsschulen zeigen
Parmelin und Maurer wollten früher öffnen
Fünf Stunden. So viel Zeit gab 
Alain Bersets (48) Innendepar-
tement (EDI) den anderen Bun-
desstellen, um auf die geplanten 
Lockerungen der Corona-Mass-
nahmen für den 11. Mai zu re-
agieren. Und das Papier hatte es 
in sich, markierte doch der 11. 
Mai den ersten grossen Schritt 
aus dem Lockdown.

Der Ausstieg überraschte so 
einige, denn er erfolgte schnel-
ler als ursprünglich kommu- 
niziert. Läden, Restaurants, 
Märkte, Museen und Bibliothe-
ken durften wieder öffnen und 
obligatorische Schulen ihren 
Präsenzunterricht wieder auf-
nehmen. Letzteres machte den 
Beamten Beine. Nicht etwa weil 
sie dagegen gewesen wären – 
sondern weil ihnen die Locke-
rung nicht weit genug ging.

Gestützt auf das Öffentlich-
keitsgesetz hat BLICK die Doku-
mente aus der entsprechenden 
Ämterkonsultation erhalten. 
Und diese zeigen: Guy Parmelin 
(60), Ueli Maurer (69) und  
die Erziehungsdirektorenkon-
ferenz (EDK) wollten nicht nur 
die obligatorische Schule, son-
dern auch Gymis, Handels- oder 
Berufsschulen schon am 11. Mai 
öffnen – und nicht erst auf An-
fang Juni, wie es letztlich ge-
schehen ist. 

Millionen Müffel-Masken werden zurückgerufen
Der Bund hatte zu Beginn der 
Corona-Krise mehreren Gross-
verbrauchern und Kantonen 
Masken zur Verfügung gestellt. 
Diese stammten aus der Pande-
mievorsorge von 2007. Nun hat 
der Bund diese zurückgerufen 
Der Grund: Spuren von Pilzbe-
fall. Die Masken  würden kosten-
los ersetzt. Das Labor des Uni-
versitätsspitals Genf hat in einer 

Probe einen Schimmelpilzbefall 
festgestellt. «Da nicht alle Mas-
ken getestet werden können, 
wird vorsorglich das gesamte 
Los zurückgezogen.»

Bereits Mitte Juni berichtete 
BLICK über «Müffel-Masken». 
Schon damals klagte eine Phy-
siotherapeutin über einen üblen 
Geruch der Masken aus Bundes-
beständen, die das Labor Spiez 

BE trotz abgelaufenem Datum 
freigegeben hatte.

Nun bestätigt Armeesprecher 
Daniel Reist BLICK: Die 
 zurückgerufenen Masken sind 
diejenigen, bei denen Spiez 
 damals grünes Licht gab. «Das 
Labor hatte sie damals auf ihre 
Funktionalität getestet. Es war 
nicht vorgesehen, mikrobiologi-
sche Tests durchzuführen. Dar-

um gab es diesbezüglich keine 
Überprüfung.»

Die Hygienemasken stammen 
aus einem alten Bestand von 
13,5 Millionen Stück. Derzeit 
würden alle Kunden kontak-
tiert, sagt Reist. Wie viele der 
Masken zurückgerufen werden 
müssen, ist unklar.

Bei einem weiteren Los von 
305 000 FFP2-Masken wurden 

ebenfalls Spuren von Verun-
reinigung festgestellt. Auch 
 diese werden vorsorglich zurück-
gezogen und überprüft.

Es sei möglich, dass die Kon-
tamination der Masken auf die 
Lagerung oder den Transport 
zurückgehen. Eine eingehende 
Analyse, woher diese Verunrei-
nigung stammt, sei im Gange.  
 ANASTASIA MAMONOVA

Immer mehr Kantone greifen 
bei den Clubs durch

Das überlebt keiner!», klagt 
Maurus Ebneter vom Wirtever-
band. «Wenn man uns jetzt 
nicht finanziell unterstützt, gibt 
es  einen Kahlschlag!» Den die 
 Wirte verhindern wollen. Um 
die Personengrenze zu um-
gehen, haben einzelne Basler 
Clubs eine Maskenpflicht ein-
geführt – denn wird die Maske 

getragen, gilt die Grenze nicht 
mehr. 

Beim Gesundheitsdeparte-
ment Basel-Stadt hat man 
 «Verständnis für die wirtschaft-
liche Sicht». Dort betont man 
aber auch: «Diese Massnahmen 
müssen jetzt ergriffen werden, 
bevor die Fallzahlen stark 
 ansteigen.»

Für SP-Nationalrätin 
Priska Seiler Graf 

wäre es an der 
Zeit, dass 

auch Zürich 
nachzieht. 

Ursprünglich hatte die Zürcher 
Gesundheitsdirektorin Natalie Rickli mit 

Clubschliessungen gedroht. Nun sind nicht 
mal Personenbeschränkungen geplant.  

Mit Contact Tracing (Kontakte zurückverfol-
gen) wollen die Kantone die Corona-

Ansteckungskette nachvollziehen. Hier  
Mitarbeiterinnen des Kantons Zürich.

Nicht mehr als 100 Party-Gäste – sagen Solothurn, Aargau, beide Basel und das Tessin. Zürich «beobachtet» nur

Contact Tracer werden beschimpft




